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Vorschlag für eine Verordnung des Rates über den Zugang zum Markt 
im Güterkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
»Rats-Dok. Nr. 10522/86« 

A. Problem 

Die EG-Kommission will  entsprechend einem Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofes vom 22. Mai 1985 die Dienstleistungsfreiheit 
im grenzüberschreitenden gewerblichen Straßengüterverkehr in-
nerhalb der Gemeinschaft herstellen. 

B. Lösung 

Ablehnung der Vorlage wegen fehlenden Gleichklangs zwischen 
Liberalisierung und Harmonisierung der Wettbewerbsbedingun-
gen. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Die Fraktion der SPD lehnt die Vorlage ebenfalls ab; sie ist jedoch 
mit dem vorgeschlagenen Entschließungstext nicht einverstan-
den. 

D. Kosten 

entfallen 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, den anliegenden Verordnungsvorschlag abzu-
lehnen und bei den weiteren Verhandlungen in Brüssel folgende Gesichtspunkte zu 
beachten: 

1. Die automatische jährliche Aufstockung des Gemeinschaftskontingents um 40 % 
kann den Gleichklang von Harmonisierungs- und Integrationsschritten nicht 
gewährleisten. 

2. Eine Aufhebung der mengenmäßigen Beschränkungen kann nur durch geson-
derten Ratsbeschluß nach Prüfung des Harmonisierungsfortschrittes, der Markt-
lage und der Erreichung wich tiger verkehrspolitischer Ziele der Gemeinschaft 
und seiner Mitgliedstaaten erfolgen. 

3. Notwendig ist eine europäische Verkehrsmarktordnung, die Überkapazitäten, 
ruinösen Wettbewerb und Marktmachtmißbrauch verhindert; Krisenmechanis-
men und Schutzklauseln reichen dazu nicht aus. 

4. Die im Verordnungsentwurf enthaltenen subjektiven Marktzugangskriterien 
sind unzureichend. 

5. Bei der Verteilung des Gemeinschaftskontingents auf die Mitgliedstaaten ist 
sicherzustellen, daß der deutsche Anteil etwa der Verkehrsleistung deutscher 
Unternehmer im grenzüberschreitenden Verkehr entspricht. 

6. Gemäß der Forderung des Verkehrsausschusses des Europäischen Parlamentes 
sind die bilateralen Kontingente zu reduzieren, um Überkapazitäten zu vermei-
den. 

Bonn, den 11. November 1987 

Der Ausschuß für Verkehr 

Lemmrich 

Vorsitzender 

Daubertshäuser 

Berichterstatter 
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Anlage 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates über den Zugang zum Markt im Güterkraftverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar-
tikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Einführung einer gemeinsamen Verkehrspolitik 
schließt unter anderem ein, daß für den grenzüber-
schreitenden Güterkraftverkehr zwischen den Mit-
gliedstaaten und den Transitverkehr durch deren Ho-
heitsgebiet gemeinsame Regeln unter Beachtung der 
Grundsätze eines unverfälschten Wettbewerbs fest-
gesetzt werden. 

Die Märkte des grenzüberschreitenden Güterkraft-
verkehrs zwischen den Mitgliedstaaten unterliegen 
der Wettbewerbsordnung des Vertrags, insbesondere 
den Artikeln 85 und 86 sowie den Regeln der Verord-
nung (EWG) Nr. 1017/68 des Rates vom 19. Juli 1968 
über die Anwendung von Wettbewerbsregeln auf 
dem Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und Binnen-
schiffsverkehrs 1 ). 

Auf Grund des Urteils des Gerichtshofes vom 22. Mai 
1985 in der Rechtssache 13/83 2) sowie der Schlußfol-
gerungen des Europäischen Rates der Staats- und Re-
gierungschefs zum Weißbuch der Kommission über 
die Vollendung des Binnenmarktes 3) einigte sich der 
Rat auf seinen Tagungen am 14. November 1985 und 
30. Juni 1986 insbesondere darauf, bis spätestens 
1992 einen freien Markt ohne mengenmäßige Be-
schränkungen im grenzüberschreitenden Güterkraft-
verkehr zu schaffen. 

Die Kommission hat im Dezember 1985 dem Rat ihre 
Ansichten zur Ordnung des Güterkraftverkehrsmark-
tes und zu den notwendigen Entwicklungen mitge-
teilt 4 ) . 

Diese Einigung des Rates sieht eine Übergangszeit 
vor, die 1992 zur Endstufe führen soll. 

Während der Übergangszeit sind Maßnahmen zu tref-
fen, die dem Straßenverkehr die Möglichkeit bieten, 
sich ohne wirtschaftlich und sozial nachteilige Folgen 
an die künftige Marktordnung anzupassen. Diese 

1) ABl. Nr. L 175 vom 23. Juli 1968, S. 1. 
2) ABl. Nr. C 144 vom 13. Juni 1985, S. 1. 
3) KOM(85) 310 endg. 
4) Mitteilung der Kommission an den Rat vom 23. Dezember 

1985 (KOM[85] 442 endg.). 

Maßnahmen müssen es auch ermöglichen, Fo rt
-schritte auf dem Wege zur Verwirklichung der Dienst-

leistungsfreiheit im grenzüberschreitenden Verkehr 
zu erzielen. 

Es hat sich gezeigt, daß eine jährlich 40 %ige Aufstok-
kung der Zahl der Gemeinschaftsgenehmigungen, 
die im Rahmen des Gemeinschaftskontingents erteilt 
werden, eine geeignete Lösung ist, um schrittweise 
und ohne Marktstörungen 1992 zur Endstufe zu ge-
langen. 

Damit der Verkehrsbedarf berücksichtigt werden 
kann, sind die Gemeinschaftsgenehmigungen, die 
sich aus der Aufstockung des Gemeinschaftskontin-
gents ergeben, auf die Mitgliedstaaten nach Regeln 
zu verteilen, die insbesondere die Ausnutzung der 
Gemeinschaftsgenehmigungen durch die Verkehrs-
unternehmer berücksichtigen. 

Es müssen Geltungsbereich und Geltungsdauer der 
Gemeinschaftsgenehmigungen sowie alle Regeln für 
ihre Erteilung und Ausnutzung festgelegt werden. 

In der Übergangszeit sind die qualitativen Kriterien zu 
verstärken, denen die Verkehrsunternehmer genü-
gen müssen, um Zugang zu den Märkten des grenz-
überschreitenden Verkehrs zu erhalten. Mit diesen 
Kriterien ist sicherzustellen, daß die Verkehrsunter-
nehmer alle notwendigen Garantien für die ordnungs-
gemäße Führung eines Verkehrsunternehmens bie-
ten. 

In der Übergangszeit muß ein gemeinschaftliches Kri-
senmanagement eingeführt werden, um etwaigen 
Marktstörungen entgegenzuwirken. Zu diesem 
Zweck ist es angezeigt, Maßnahmen festzulegen, die 
im Krisenfall getroffen werden können, den Beg riff 
„Krise" zu definieren und ein gemeinschaftliches Be-
schlußverfahren zu erarbeiten. 

Zur Verwirklichung der im Weißbuch über die Voll-
endung des Binnenmarktes und der vom Rat am 
14. November 1985 und am 30. Juni 1986 vereinbar-
ten Ziele ist in der Endstufe eine Regelung für den 
Zugang zum Verkehrsmarkt ohne mengenmäßige Be-
schränkungen zu schaffen. 

Eine solche Regelung ist ein wichtiger Schritt auf dem 
Wege zur Schaffung eines gemeinsamen Verkehrs-
marktes, der den Zielen des Vertrags entspricht und 
von Vorschriften zur Sicherung eines unverfälschten 
Wettbewerbs bestimmt wird. Eine derartige Regelung 
trägt auch zur vollständigen Verwirklichung der 
Dienstleistungsfreiheit im Güterkraftverkehr zwi-
schen den Mitgliedstaaten bei. 

Die künftige Regelung des Zugangs zum Markt des 
Güterkraftverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten 
muß durch eine nichtkontingentierte Genehmigung 
herbeigeführt werden. Es sind die Bedingungen für 
die Erteilung und den Entzug der Genehmigungen 
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sowie deren Geltungsbereich, Geltungsdauer und 
Verwendungsmöglichkeiten festzulegen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Diese Verordnung gilt für den gewerblichen Stra

-

ßengüterverkehr mit Kraftfahrzeugen, die in einem 
Mitgliedstaat zugelassen sind, zwischen Mitglied-
staaten oder zwischen einem Mitgliedstaat und ei-
nem Drittstaat für die in einem oder mehreren Mit-
gliedstaaten zurückgelegten Transitstrecken sowie 
für Leerfahrten in Verbindung mit diesen Beförde-
rungen. 

2. Bis zum 31. Dezember 1991 gilt diese Verordnung 
nicht für 

— Beförderungen gemäß der ersten Richtlinie des 
Rates vom 23. Juli 1962 5), 

— die Beförderung von Umzugsgut gemäß der 
Richtlinie 65/269/EWG des Rates 6), 

— den kombinierten Verkehr gemäß der Richtli-
nie 75/130/EWG des Rates 7). 

Artikel 2 

1. Für das Jahr 1987 wird die Gesamtzahl der Ge-
meinschaftsgenehmigungen, die allen Mitglied-
staaten im Rahmen des Gemeinschaftskontingents 
zugeteilt werden, auf 11 475 festgesetzt. 

2. Ab 1988 wird das Gesamtkontingent nach Absatz 1 
während eines Zeitraums von vier Jahren alljähr-
lich um 40 % aufgestockt. 

3. Die sich aus der Aufstockung des Kontingents er-
gebenden Gemeinschaftsgenehmigungen werden 
auf die Mitgliedstaaten zu 50 % linear und zu 50 
im Verhältnis zur Ausnutzung der Genehmigun-
gen des Gemeinschaftskontingents durch die in je-
dem Mitgliedstaat ansässigen Verkehrsunterneh-
mer aufgeteilt. 

Die Berechnungsweise für die Ausnutzung der Ge-
meinschaftsgenehmigungen wird in Anhang VI 
dargelegt. 

Für 1987 werden die jedem Mitgliedstaat zugeteil-
ten Gemeinschaftsgenehmigungen wie folgt fest-
gesetzt: 

5) ABl. Nr. 70 vom 6. August 1962, S. 2005/62. 
6) ABl. Nr. 88 vom 24. Mai 1965, S. 1469/65. 
7) ABl. Nr. L 48 vom 22. Februar 1975, S. 31.  

Belgien 	 976 
Dänemark 	 929 
Bundesrepublik Deutschland 	1 735 
Frankreich 	 1 488 

Griechenland 	 293 
Irland 	 341 

Italien 	 1 424 

Luxemburg 	 404 

Niederlande 	 1 553 
Portugal 	 416 
Spanien 	 1 014 

Vereinigtes Königreich 	 902 

4. Die Kommission legt nach Konsultation der Mit-
gliedstaaten bis 1. Oktober jedes Jahres ab dem 
Jahr 1987 entsprechend den Kriterien in Absatz 3 
die sich aus der Aufstockung des Gemeinschafts-
kontingents ergebende Zuteilung zusätzlicher Ge-
nehmigungen an die Mitgliedstaaten nach Ab-
satz 2 fest. 

5. Erweist sich die Kapazität im Güterkraftverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten, die Gegenstand des 
Gemeinschaftskontingents ist, im Vergleich zur 
Verkehrsnachfrage als unzureichend, so beschließt 
die Kommission eine angemessene Aufstockung 
dieses Kontingents und seine Aufteilung auf die 
Mitgliedstaaten. 

Es sind die Regeln nach Absatz 4 anwendbar. 

Artikel 3 

1. Die Gemeinschaftsgenehmigungen berechtigen 
ihre Inhaber, Beförderungen im gewerblichen Gü-
terkraftverkehr auf allen Verkehrsverbindungen 
zwischen den Mitgliedstaaten und Leerfahrten mit 
ihren Fahrzeugen im gesamten Gebiet der Ge-
meinschaft durchzuführen. 

2. Die Gemeinschaftsgenehmigungen entsprechen 
dem Muster in Anhang I. In diesem Anhang wer-
den auch die Bedingungen für die Ausnutzung der 
Gemeinschaftsgenehmigungen festgelegt. 

3. Die Gemeinschaftsgenehmigungen werden auf 
den Namen des Verkehrsunternehmers ausge-
stellt. Sie sind nicht übertragbar. 

Jede Gemeinschaftsgenehmigung darf nur für ein 
Fahrzeug verwendet werden. Bei Fahrzeugkombi-
nationen ist sie in der Zugmaschine mitzuführen; 
die Genehmigung gilt auch dann für die Fahrzeug-
kombination, wenn der Anhänger oder Sattelan-
hänger nicht auf den Namen des Inhabers der Ge-
nehmigung zugelassen oder zum Bet rieb freigege-
ben ist bzw. in einem anderen Mitgliedstaat bzw. 
anderen Mitgliedsland der Europäischen Konfe-
renz der Verkehrsminister zugelassen oder zum 
Betrieb freigegeben ist. 
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Die Genehmigung ist den zuständigen Kontrollbe-
amten auf Verlangen vorzuzeigen. 

4. Die Gemeinschaftsgenehmigungen gelten für ein 
Kalenderjahr. Sie können jedoch von der zuständi-
gen Behörde des Staates, der sie erteilt hat, vor dem 
Verfallstag insbesondere dann entzogen werden, 
wenn diese die Ausnutzung als unzureichend er-
achtet. 

5. Die Gemeinschaftsgenehmigungen werden von 
der Kommission zum Zwecke der Erteilung an die 
Verkehrsunternehmer den Mitgliedstaaten zuge-
teilt. 

6. Die Gemeinschaftsgenehmigungen werden von 
den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
den in ihrem Hoheitsgebiet ansässigen Verkehrs-
unternehmern im Rahmen der jedem Mitgliedstaat 
zugeteilten Gesamtzahl nach den jewei ligen inner-
staatlichen Verfahren und unter Einhaltung des 
Gemeinschaftsrechts erteilt. 

7. Bis zum 1. Januar jedes Jahres kann ein Mitglied-
staat beantragen, von diesem Zeitpunkt an bis zu 
30 % der Zahl der Gemeinschaftsgenehmigungen 
in Gemeinschaftsgenehmigungen mit kurzer Gel-
tungsdauer, das heißt mit einer Geltungsdauer von 
30 Tagen, umzuwandeln. 

Eine Gemeinschaftsgenehmigung kann in zwölf 
Gemeinschaftsgenehmigungen mit kurzer Gel-
tungsdauer umgewandelt werden. 

8. Die Gemeinschaftsgenehmigungen mit kurzer 
Geltungsdauer entsprechen dem Muster in An-
hang II. In diesem Anhang werden auch die Bedin-
gungen für die Ausnutzung dieser Genehmigun-
gen festgelegt. 

9. Die Gemeinschaftsgenehmigungen mit kurzer 
Geltungsdauer werden von der Kommission den 
Mitgliedstaaten zugeteilt, die sie sodann den Ver-
kehrsunternehmern gegen die Rückgabe einer 
entsprechenden Zahl der Gemeinschaftsgenehmi-
gungen, die ein Kalenderjahr gültig sind, ertei-
len. 

Artikel 4 

1. Beförderungen im Rahmen einer für ein Kalender-
jahr geltenden Gemeinschaftsgenehmigung im 
Sinne von Artikel 3 Abs. 7 werden in ein Fahrten-
berichtheft eingetragen, dessen Muster nebst den 
allgemeinen Bestimmungen über die Verwendung 
und Übermittlung der Auskünfte in Anhang III und 
Anhang IV enthalten sind. 

2. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
übermitteln der Kommission ohne Namensanga-
ben die für jedes Quartal erfaßten Daten innerhalb 
der auf das Bezugsquartal folgenden drei Monate 
in Form einer Tabelle entsprechend dem Muster 
des Anhangs V. 

Die Gemeinschaft erstattet den Verwaltungen der 
Mitgliedstaaten die Kosten, die mit der Auswer-
tung der statistischen Daten und der Aufstellung 
der genannten Tabellen verbunden sind. 

3. Auskünfte im Sinne der Absätze 1 und 2 dürfen nur 
für statistische Zwecke verwendet werden. Es ist 
verboten, sie für steuerliche Zwecke zu verwenden 
oder an Dritte weiterzugeben. 

4. Die Kommission übermittelt den Mitgliedstaaten 
umgehend die zusammenfassenden Übersichten, 
die anhand der ihr gemäß Absatz 2 übermittelten 
Daten erstellt werden. 

Artikel 5 

1. Wird im grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr 
innerhalb der Gemeinschaft eine schwerwiegende 
Störung festgestellt, die anzuhalten droht, so kön-
nen nach dem Verfahren gemäß Absatz 4 ab dem 
1. Januar 1987 folgende Maßnahmen ge troffen 
werden, um das Gleichgewicht zwischen Ver-
kehrsnachfrage und Verkehrsangebot herzustel-
len: 

— Verringerung oder Nichtanwendung der Auf-
stockungen der Zahl der Gemeinschaftsgeneh-
migungen gemäß Artikel 2; 

— Erteilung von Gemeinschaftsgenehmigungen 
an neu auf die betreffenden Märkte gekom-
mene Verkehrsunternehmen nur dann, wenn 
diese die zusätzlichen Bedingungen erfüllen, 
daß 

— zwischen ihnen und den Verkehrsunterneh-
men, die bereits auf diesem oder diesen 
Märkten tätig sind, keine finanziellen Ver-
bindungen bestehen, und 

— ihre Fahrzeuge zu mindestens 75 % aus Ei-
genmitteln finanziert werden. 

2. Tritt eine Störung im Sinne von Absatz 1 aus-
schließlich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates 
auf einem oder mehreren Märkten des grenzüber-
schreitenden Güterkraftverkehrs auf, so können 
folgende Maßnahmen getroffen werden: 

— Aussetzung des Rechts auf Teilnahme am inner-
staatlichen Verkehr des betreffenden Mitglied-
staates gemäß Artikel 5 der Verordnung (EWG) 
Nr.... [zur Festlegung der Bedingungen für die 
Zulassung von Verkehrsunternehmern zum 
Güterkraftverkehr innerhalb eines Mitglied-
staates, in dem sie nicht ansässig sind]; 

— Aufhebung der Gültigkeit eines bestimmten 
Prozentsatzes der Genehmigungen eines jeden 
Mitgliedstaates für Beförderungen, die von dem 
oder den betreffenden Mitgliedstaaten ausge-
hen. 

3. Eine Störung im Sinne des Absatzes 1 liegt dann 
vor, wenn 
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— die durchschnittlichen Gewinne der do rt  tätigen 
Verkehrsunternehmer nicht ausreichen, um die 
Rentabilität eines ordnungsgemäß geführten 
und seine Kapazität normal ausnutzenden Un-
ternehmens sicherzustellen, 

— die Beförderungskapazität im grenzüberschrei-
tenden Verkehr die festgestellte Nachfrage er-
heblich übersteigt und die kurz- und mittelfristi-
gen Prognosen für den betreffenden Markt in 
absehbarer Zukunft keine dauerhafte Verbes-
serung erwarten lassen, 

— die Zahl der in Konkurs geratenen Verkehrsun-
ternehmer merklich zugenommen hat, 

— die Arbeitslosigkeit im Güterkraftverkehr spür-
bar gestiegen ist, 

— die Umwelt durch die Überlastung bestimmter 
Strecken ernsthaft bedroht wird. 

4. Die Marktstörung wird von der Kommission auf 
Antrag eines Mitgliedstaates und nach Anhörung 
der Mitgliedstaaten festgestellt; die Kommission 
trifft binnen zwei Monaten eine Entscheidung; sie 
legt befristete Beschränkungen des Marktzugangs, 
den räumlichen Geltungsbereich, die Dauer und 
den Umfang dieser Beschränkungen fest. Die 
Dauer darf in einem Anfangszeitraum zwölf Mo-
nate nicht überschreiten, kann aber bei einem An-
halten der Krise auf Antrag eines Mitgliedstaates 
gemäß dem oben beschriebenen Verfahren verlän-
gert werden. 

Die Entscheidung der Kommission findet Anwen-
dung dreißig Tage nach ihrer Bekanntgabe. 

5. Die Entscheidungen nach Absatz 4 werden von 
den zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten aus-
geführt. 

Artikel 6 

Für die Erteilung der Gemeinschaftsgenehmigun-
gen an Verkehrsunternehmer gelten die Bedingun-
gen von Artikel 10 Abs. 1 ab dem 1. Januar 1987. 

Artikel 7 

Die Gemeinschaftskontingente und die bilateralen 
Kontingente werden zum 1. Januar 1982 aufgehoben, 
und der Zugang zu den Verkehrsmärkten für Beförde-
rungen im Sinne dieser Verordnung wird ab diesem 
Zeitpunkt durch die Artikel 8 bis 19 geregelt. 

Artikel 8 

Beförderungen im Sinne dieser Verordnung, ausge-
nommen Beförderungen gemäß Anhang I der ersten 
Richtlinie vom 23. Juli 1962 sind genehmigungspflich-
tig, aber nicht kontingentiert. Diese Genehmigungen 
ermöglichen ihrem Inhaber den Zugang zum Ver-
kehrsmarkt ohne mengenmäßige Beschränkungen. 

Artikel 9 

1. Die Genehmigungen und beglaubigte Ausferti-
gungen werden von den zuständigen Stellen des 
Mitgliedstaates ausgestellt, in dem der Verkehrs-
unternehmer eine Niederlassung im Sinne von Ar-
tikel 52 des Vertrags hat. Der Verkehrsunterneh-
mer kann so viele beglaubigte Ausfertigungen der 
Genehmigung beantragen, wie er Fahrzeuge im 
grenzüberschreitenden Verkehr einzusetzen 
wünscht. 

2. Die Genehmigungen entsprechen dem Muster des 
Anhangs VII. In diesem Anhang sind auch die Vor-
aussetzungen für die Ausnutzung der Genehmi-
gungen festgelegt. 

3. Die Genehmigungen werden auf den Namen eines 
Verkehrsunternehmers ausgestellt. Sie sind nicht 
übertragbar. 

Eine Genehmigung oder ihre beglaubigte Ausferti-
gung darf jeweils nur für ein Fahrzeug verwendet 
werden. 

Sie ist im Falle einer Fahrzeugkombination in der 
Zugmaschine mitzuführen; sie gilt auch dann für 
die gesamte Fahrzeugkombination, wenn der An-
hänger oder Sattelanhänger nicht auf den Namen 
des Inhabers der Genehmigung zugelassen oder 
zum Betrieb freigegeben ist oder wenn er in einem 
anderen Mitgliedstaat oder in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Verkehrsministerkonferenz zu-
gelassen oder zum Bet rieb freigegeben ist. 

Die Genehmigung oder eine beglaubigte Ausferti-
gung ist den zuständigen Kontrollbeamten auf Ver-
langen vorzuzeigen. 

Artikel 10 

1. Die Genehmigung wird erteilt, sofern der Ver-
kehrsunternehmer 

— die in der Richtlinie 74/561/EWG des Rates 8) 
genannten Voraussetzungen für den Zugang 
zum Beruf des Güterkraftverkehrsunterneh-
mers im innerstaatlichen und grenzüberschrei-
tenden Verkehr erfüllt; 

— in den letzten drei Jahren keinerlei schwerer 
und wiederholter Verstöße gegen Vorschriften 
auf dem Gebiet des Beförderungswesens und 
Straßenverkehrs, insbesondere gegen die Vor-
schriften für die Lenk- und Ruhezeiten der Fah-
rer, die Sicherheit im Straßenverkehr und die 
Straßenverkehrsordnung überführt wurde; 

— mindestens drei Jahre als Güterkraftverkehrs

-

unternehmer im innerstaatlichen Verkehr tätig 
war oder am 1. Januar 1987 bereits im grenz-
überschreitenden Verkehr tätig ist und 

8) ABl. Nr. L 308 vom 19. November 1974, S. 18. 



Drucksache 11/1196 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

— seinen Antrag anhand von Angaben begründet, 
die seinen tatsächlichen Bedarf an  einer Geneh-
migung oder ihrer Verlängerung nachweisen. 

2. Die Mitgliedstaaten können mit Zustimmung der 
Kommission die Voraussetzungen von Absatz 1 für 
die auf ihrem Hoheitsgebiet niedergelassenen Ver-
kehrsunternehmer verschärfen, sofern diese er-
gänzenden Voraussetzungen nicht zu mengenmä-
ßigen Beschränkungen führen und sie mit dem 
Grundsatz der Dienstleistungsfreiheit sowie einem 
unverfälschten Wettbewerb vereinbar sind. 

Artikel 11 

1. Die Genehmigung ist bef ristet. Die Gültigkeits-
dauer beträgt höchstens drei Jahre. 

2. Eine Genehmigung, deren Gültigkeitsdauer ab-
läuft, wird auf Antrag des Inhabers der Genehmi-
gung ganz oder teilweise für höchstens drei Jahre 
verlängert. 

Artikel 12 

1. Bei der Einreichung des Antrags auf Erteilung der 
Genehmigung und danach am 1. Juni des Jahres 
teilt der Verkehrsunternehmer den zuständigen 
Stellen des Mitgliedstaates, in dem er niedergelas-
sen ist, die Zahl der im grenzüberschreitenden Ver-
kehr eingesetzten Fahrzeuge, ihr amtliches Kenn-
zeichen und ihre Nutzlast mit. 

2. Auf Antrag des Verkehrsunternehmers händigen 
die zuständigen Stellen für jede Genehmigung und 
beglaubigte Ausfertigung davon ein Verzeichnis 
dieser Fahrzeuge mit dem be treffenden amtlichen 
Kennzeichen aus. 

Artikel 13 

Die zuständigen Stellen entziehen die Genehmi-
gung, wenn der Verkehrsunternehmer 

— ungenaue Angaben über Angaben erteilt, die für 
die Erteilung der Genehmigung wich tig waren; 

— nach Erteilung der Genehmigung schwerer und 
wiederholter Verstöße gegen Beförderungs- und 
Verkehrsvorschriften, insbesondere gegen die 
Vorschriften für die Lenk- und Ruhezeiten der 
Fahrer, die Sicherheit im Straßenverkehr und der 
Straßenverkehrsordnung, überführt wurde. 

Artikel 14 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
bis 31. Dezember jedes Jahres über die Zahl der erteil-

ten Genehmigungen sowie über die gemäß Artikel 12 
Abs. 1 eingegangenen Mitteilungen. 

Artikel 15 

1. Wird eine Störung im Sinne von Artikel 5 Abs. 1 
festgestellt, so können gemäß dem Verfahren in 
Artikel 5 Abs. 4 und 5 folgende Maßnahmen ge-
troffen werden: 

— Verbot von Beförderungen mit Fahrzeugen, die 
nicht in dem Verzeichnis nach Artikel 12 Abs. 2 
aufgeführt sind; dieses Verzeichnis ist in jedem 
Fahrzeug mitzuführen; 

— Weigerung bei der Feststellung einer Krise, für 
Fahrzeuge, die nicht in dem Verzeichnis nach 
Artikel 12 Abs. 2 aufgeführt sind, Ausfertigun-
gen von Genehmigungen im Sinne von Arti-
kel 5 Abs. 4 auszustellen; 

— Erteilung von Genehmigungen für neu auf die 
betreffenden Märkte gekommene Verkehrsun-
ternehmer nur dann, wenn diese die zusätzli-
chen Bedingungen erfüllen, daß 

— zwischen ihnen und den Verkehrsunterneh-
mern, die bereits auf diesem bzw. auf diesen 
Märkten tätig sind, keine finanziellen Ver-
bindungen bestehen; 

— ihre Fahrzeuge mindestens zu 75 % aus Ei-
genmitteln finanziert werden. 

2. Tritt eine Störung im Sinne von Absatz 1 aus-
schließlich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats 
auf einem bzw. mehreren Märkten des grenzüber-
schreitenden Güterkraftverkehrs auf, so können 
Maßnahmen gemäß Artikel 5 Abs. 2 getroffen wer-
den. 

Artikel 16 

1. Die Mitgliedstaaten gewähren einander Beistand 
im Hinblick auf die Anwendung dieser Verord-
nung und die Durchführungskontrolle. 

2. Erhalten die zuständigen Stellen eines Mitglied-
staates davon Kenntnis, daß der Inhaber einer in 
einem anderen Mitgliedstaat erteilten Genehmi-
gung Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmun-
gen dieser Verordnung begangen hat, so unterrich-
tet der Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet diese 
Zuwiderhandlungen festgestellt worden sind, hier-
von die Behörden des Mitgliedstaats, der die Ge-
nehmigung erteilt hat. Die zuständigen Behörden 
teilen sich gegenseitig alle ihnen vorliegenden An

-

gaben über die Ahndung dieser Zuwiderhandlun-
gen mit. 
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Artikel 17 

1. Die Verordnung 316/76 wird aufgehoben. 

2. Ab dem 1. Januar 1992 werden 

— die Artikel 2 und 4 der Richtlinie 
75/130/EWG, 

— die erste Richtlinie vom 23. Juli 1962, ausge-
nommen die in Anhang I aufgeführten Beförde-
rungen, 

— die erste Richtlinie 65/269/EWG, ausgenommen 
grenzüberschreitende Beförderungen von Um-
zugsgut, 

— die Entscheidung 80/48/EWG 

aufgehoben. 

Artikel 18 

Die Mitgliedstaaten beschließen rechtzeitig die auf-
grund der Genehmigung dieser Verordnung erforder-
lichen Maßnahmen. 

Sie unterrichten die Kommission darüber. 

Artikel 19 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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(b) 
(Zweite Seite der Genehmigung) 

Wortlaut in der (den) Amtssprache(n) bzw. einer der Amtssprachen des Mitgliedstaats, der die Genehmi

-

gung erteilt — Übersetzung in die anderen Amtssprachen der Gemeinschaft auf den Seiten (c) und (d) 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Diese Genehmigung berechtigt zu grenzüberschreitenden Beförderungen im gewerblichen Güterkraftverkehr 
auf sämtlichen Verkehrsverbindungen zwischen den Mitgliedstaaten. 

Sie gilt weder für Beförderungen zwischen einem Mitgliedstaat und einem Drittland noch bei Beförderungen 
im Durchgangsverkehr durch ein Drittland für das Gebiet dieses Drittlandes. 

Die Genehmigung ist persönlich und nicht übertragbar. 

Sie kann von der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, der sie erteilt hat, entzogen werden. 

Sie darf jeweils nur für ein einziges Fahrzeug verwendet werden 4). Bei Fahrzeugkombinationen ist sie in der 
Zugmaschine mitzuführen und gilt auch dann für die Fahrzeugkombination, wenn der Anhänger oder Sattel-
anhänger nicht auf den Namen des Inhabers der Genehmigung zugelassen oder zum Bet rieb freigegeben ist 
bzw. in einem anderen Mitgliedstaat oder einem anderen Staat der Europäischen Konferenz der Verkehrsmi-
nister zugelassen oder zum Bet rieb freigegeben ist. 

Sie ist zusammen mit dem Fahrtenberichtheft für grenzüberschreitende Beförderungen, die im Rahmen dieser 
Genehmigung ausgeführt werden, im Fahrzeug mitzuführen. 

Die Genehmigung und das Fahrtenberichtheft für grenzüberschreitende Beförderungen sind den zuständigen 
Kontrollbeamten auf Verlangen vorzuzeigen. 

Der Inhaber der Genehmigung ist verpflichtet, im Hoheitsgebiet jedes Mitgliedstaats die do rt  geltenden 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, insbesondere auf dem Gebiet des Beförderungswesens und Straßenver-
kehrs, einzuhalten. 

Diese Genehmigung ist binnen zwei Wochen nach Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer an die zuständige Behörde 
oder Stelle, die sie erteilt hat, zurückzusenden. 

4) Unter „Fahrzeug" ist ein Einzelfahrzeug oder eine Fahrzeugkombination zu verstehen. 
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(b) 
(Zweite Seite der Gemeinschaftsgenehmigung mit kurzer Geltungsdauer) 

Wortlaut in der (den) Amtssprache(n) bzw. einer der Amtssprachen des Mitgliedstaats, der die Genehmi

-

gung erteilt — Übersetzung in die anderen Amtssprachen der Gemeinschaft auf den Seiten (c) und (d) 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Diese Genehmigung berechtigt zu grenzüberschreitenden Beförderungen im gewerblichen Güterkraftverkehr 
auf sämtlichen Verkehrsverbindungen zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft. 

Sie gilt weder für Beförderungen zwischen einem Mitgliedstaat und einem Drittland noch bei Beförderungen 
im Durchgangsverkehr durch ein Drittland für das Gebiet dieses Drittlandes. 

Die Genehmigung ist persönlich und nicht übertragbar. 

Sie kann von der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, der sie erteilt hat, entzogen werden. 

Sie darf jeweils nur für ein einziges Fahrzeug verwendet werden 4). 

Bei Fahrzeugkombinationen ist sie in der Zugmaschine mitzuführen und gilt auch dann für die Fahrzeugkom-
bination, wenn der Anhänger oder Sattelanhänger nicht auf den Namen des Inhabers der Genehmigung 
zugelassen oder zum Bet rieb freigegeben ist bzw. in einem anderen Mitgliedstaat oder einem anderen Staat 
der Europäischen Konferenz der Verkehrsminister zugelassen oder zum Bet rieb freigegeben ist. 

Sie ist zusammen mit dem Fahrtenberichtheft für grenzüberschreitende Beförderungen, die im Rahmen dieser 
Genehmigung ausgeführt werden, im Fahrzeug mitzuführen. 

Die Genehmigung und das Fahrtenberichtheft für grenzüberschreitende Beförderungen sind den zuständigen 
Kontrollbeamten auf Verlangen zusammen vorzuzeigen. 

Der Inhaber der Genehmigung ist verpflichtet, im Hoheitsgebiet jedes Mitgliedstaats die do rt  geltenden 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, insbesondere auf dem Gebiet des Beförderungswesens und Straßenver-
kehrs, einzuhalten. 

Diese Genehmigung ist binnen zwei Wochen nach Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer an die zuständige Behörde 
oder Stelle, die sie erteilt hat, zurückzusenden. 

(c) und (d) 
(Dritte, vierte und fünfte Seite der Gemeinschaftsgenehmigung) 

(Übersetzung des auf Seite (b) abgedruckten Wortlauts in die anderen Amtssprachen der 
Gemeinschaft) 

(e) und (f) 
(Sechste, siebte und achte Seite der Gemeinschaftsgenehmigung) 

(Übersetzung des auf Seite (a) abgedruckten Wortlauts in die anderen Amtssprachen der 
Gemeinschaft) 

4 ) Unter „Fahrzeug" ist ein Einzelfahrzeug oder eine Fahrzeugkombination zu verstehen. 
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(b) 
(Erste Umschlagseite des Fahrtenberichtheftes 

Rückseite) 

1. (Übersetzung des auf der Vorderseite abgedruckten Wortlauts in die anderen Amtssprachen der 
Gemeinschaft) 

2. (Wortlaut in der (den) Amtssprache(n) bzw. in einer der Amtssprachen des Mitgliedstaats, der das 
Heft ausgibt) 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

1. Dieses Heft enthält 50 herausnehmbare von 1 bis 50 durchnumerierte Seiten, auf denen bei der Beladung der 
Fahrzeuge alle im Rahmen der sie betreffenden Gemeinschaftsgenehmigungen beförderten Güter einzu-
tragen sind. Jedes Heft trägt eine Nummer, die auf den einzelnen Seiten erscheint. 

2. Der Verkehrsunternehmer ist für die ordnungsgemäße Führung der Fahrtenberichte für grenzüberschrei-
tende Beförderungen verantwortlich. 

3. Das Fahrtenheft ist gemeinsam mit der zugehörigen Gemeinschaftsgenehmigung an Bord des Fahrzeugs 
mitzuführen, dessen leer oder beladen zurückgelegte Fahrten im Rahmen dieser Genehmigung erfolgen. Es 
ist den zuständigen Kontrollbeamten auf Verlangen vorzuzeigen. 

4. Die Fahrtenberichte müssen unter Beachtung ihrer Numerierung verwendet werden; die Eintragungen 
müssen den chronologischen Ablauf der aufeinanderfolgenden Ladungen wiedergeben. 

5. Jede Spalte des Fahrtenberichts ist genau und gut leserlich in nicht auslöschbarer Druckschrift auszufül-
len. 

6. Die ausgefüllten Fahrtenberichte sind der zuständigen Behörde oder Stelle des Mitgliedstaats, die dieses 
Fahrtenheft ausgegeben hat, spätestens nach Ablauf des Berichtsmonats zurückzusenden. Erstreckt sich 
eine Beförderung über zwei Berichtszeiträume, so bestimmt der Zeitpunkt der Ladung den Berichtsmonat, 
zu dem der Fahrtenbericht gehört (Beispiel: Die Beförderung eines Ende Januar geladenen und Anfang 
Februar entladenen Gutes gehört zu den Fahrtenberichten des Monats Januar). 
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(c) 
(Vorderseite des Zwischenblatts vor den 50 heraustrennbaren Seiten) 

Wortlaut in der (den) Amtssprachen) bzw. einer der Amtssprachen des Mitgliedstaates, der das Fahr-
tenberichtheft ausgibt 

ERLÄUTERUNGEN 

Auf den folgenden Seiten sind alle Angaben über alle Güter einzutragen, die im Rahmen der Gemeinschafts-
genehmigung, für die das Heft gilt, befördert worden sind. 

Für jede geladene Gütersendung ist eine Zeile der Seite auszufüllen. 

Spalte 2 Gegebenenfalls Angaben, die von dem Mitgliedstaat, der das Fahrtenberichtheft ausgibt, verlangt 
werden. 

Spalte 3 Tag (01, 02 	 31) des am Kopf der Seite angegebenen Monats, in dem die Fahrt mit Ladung 
angetreten wurde 	 

Spalte 4 Name des Ortes sowie gegebenenfalls des Departements, der Provinz, des Landes usw., so daß der 
Ort auffindbar ist. 

Spalte 5 Folgende Kennzeichen verwenden: 

Belgien: B 	 Italien: I 
Dänemark: DK 	 Luxemburg: L 
Bundesrepublik Deutschland: D 	 Niederlande: NL 
Frankreich: F 	 Portugal: P 
Griechenland: GR 	 Spanien: E 
Irland: IRL 	 Vereinigtes Königreich: GB 

Spalten 6 Wie in den Spalten 4 und 5. 
und 7 

Spalte 8 Die zurückgelegte Entfernung zwischen Beladeort und Entladeort der Gütersendung angeben. 

Spalte 9 Das Gewicht der Gütersendung in Tonnen bis zur ersten Dezimalstelle (z. B. 10,0 t) angeben und 
die gleichen Gewichtsangaben wie in der Zollerklärung verwenden; Container- und Palettenge-
wichte bleiben unberücksichtigt. 

Spalte 10 Art der Güter einer Sendung möglichst genau angeben. 

Spalte 11 Der Verwaltung vorbehaltene Spalte. 
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(b) 
(Erste Umschlagseite des Fahrtenberichthefts — Rückseite) 

1. (Übersetzung des auf der Vorderseite abgedruckten Wortlauts in die anderen Amtssprachen der 
Gemeinschaft) 

2. (Wortlaut in der (den) Amtssprache(n) bzw. einer der Amtssprachen des Mitgliedstaats, der das Heft 
ausgibt) 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

1. Dieses Heft enthält 10 heraustrennbare, von 1 bis 10 durchnumerierte Seiten, auf denen bei der Beladung 
der Fahrzeuge alle im Rahmen der zugehörigen Gemeinschaftsgenehmigung beförderten Güter einzutra-
gen sind. Jedes Heft trägt eine Nummer, die auf den einzelnen Seiten erscheint. 

2. Der Verkehrsunternehmer ist für die ordnungsgemäße Führung der Fahrtenberichte für grenzüberschrei-
tende Beförderungen verantwortlich. 

3. Das Fahrtenheft ist gemeinsam mit der zugehörigen Gemeinschaftsgenehmigung an Bord des Fahrzeugs 
mitzuführen, dessen leer oder beladen zurückgelegte Fahrten im Rahmen dieser Genehmigung erfolgen. Es 
ist den zuständigen Kontrollbeamten auf Verlangen vorzuzeigen. 

4. Die Fahrtenberichte müssen unter Beachtung ihrer Numerierung verwendet werden; die Eintragungen 
müssen den zeitlichen Ablauf der aufeinanderfolgenden Ladungen wiedergeben. 

5. Jede Spalte des Fahrtenberichts ist genau und gut leserlich in nicht auslöschbarer Druckschrift auszufül-
len. 

6. Die ausgefüllten Fahrtenberichte sind der zuständigen Behörde oder Stelle des Mitgliedstaats, die dieses 
Fahrtenheft ausgegeben hat, spätestens 15 Tage nach Ablauf des Berichtsmonats zurückzusenden. Er-
streckt sich eine Beförderung über zwei Berichtszeiträume, so bestimmt der Zeitpunkt der Ladung den 
Berichtsmonat, zu dem der Fahrtenbericht gehört (Beispiel: die Beförderung eines Ende Januar geladenen 
und Anfang Februar entladenen Gutes gehört zu den Fahrtenberichten des Monats Januar). 
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(c) 
(Vorderseite des Zwischenblatts vor den 10 heraustrennbaren Seiten) 

Wortlaut in der (den) Amtssprache(n) bzw. einer der Amtssprachen des Mitgliedstaats, der das Fahrten-
berichtheft ausgibt 

ERLÄUTERUNGEN 

Auf den folgenden Seiten sind alle Angaben über alle Güter einzutragen, die im Rahmen der Gemeinschafts-
genehmigung, für die das Heft gilt, befördert worden sind. 

Für jede geladene Gütersendung ist eine Zeile der Seite auszufüllen. 

Spalte 2 Gegebenenfalls Angaben, die von dem Mitgliedstaat, der das Fahrtenberichtheft ausgibt, verlangt 
werden. 

Spalte 3 Tag (01, 02 	 31) des am Kopf der Seite angegebenen Monats, in dem die Fahrt mit Ladung 
angetreten wurde 	 

Spalte 4 Name des Ortes sowie gegebenenfalls des Depa rtements, der Provinz, des Landes usw. angeben, so 
daß der Ort auffindbar ist. 

Spalte 5 Folgende Kennzeichen verwenden: 

Belgien: B 	 Italien: I 
Dänemark: DK 	 Luxemburg: L 
Bundesrepublik Deutschland: D 	 Niederlande: NL 
Frankreich: F 	 Portugal: P 
Griechenland: GR 	 Spanien: E 
Irland: IRL 	 Vereinigtes Königreich: GB 

Spalten 6 Wie in den Spalten 4 und 5: 
und 7 

Spalte 8 Die zurückgelegte Entfernung zwischen Beladeort und Entladeort der Gütersendung angeben. 

Spalte 9 Das Gewicht der Gütersendung in Tonnen bis zur ersten Dezimalstelle angeben (z. B. 10,0 t) und 
die gleichen Gewichtsangaben wie in der Zollerklärung verwenden; Container- und Palettenge-
wichte bleiben unberücksichtigt. 

Spalte 10 Art  der Güter einer Sendung möglichst genau angeben. 

Spalte 11 Der Verwaltung vorbehaltene Spalte. 
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(b) 
(Zweite Seite der Genehmigung) 

Wortlaut in der (den) Amtssprache(n) bzw. einer der Amtssprachen des Mitgliedstaats, der die Genehmi

-

gung erteilt — Übersetzung in die anderen Amtssprachen der Gemeinschaft auf den Seiten (c) und (d) 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Diese Genehmigung berechtigt zu grenzüberschreitenden Beförderungen im gewerblichen Güterkraftverkehr 
auf sämtlichen Verkehrsverbindungen zwischen den Mitgliedstaaten oder zwischen einem Mitgliedstaat und 
einem Drittstaat für die in einem oder mehreren Mitgliedstaaten zurückgelegten Transitstrecken. 

Sie gilt nicht für das Gebiet eines Drittlandes. 

Die Genehmigung ist persönlich und nicht übertragbar. 

Sie kann von der zuständigen Behörde des Mitgliedstaates, der sie erteilt hat, entzogen werden, wenn der 
Verkehrsunternehmer 

— zu Daten, die für die Erteilung der Genehmigung wichtig waren, un richtige Angaben gemacht hat; 

— nach Erteilung der Genehmigung schwerer und wiederholter Verstöße gegen die Bestimmungen auf dem 
Gebiet des Beförderungswesens und des innerstaatlichen und grenzüberschreitenden Straßenverkehrs, 
insbesondere gegen die Vorschriften über die Lenk- und Ruhezeiten der Fahrer, die Sicherheit im Stra-
ßenverkehr und die Straßenverkehrsordnung überführt worden ist. 

Sie darf jeweils nur für ein einziges Fahrzeug verwendet werden 4). Bei Fahrzeugkombinationen ist sie in der 
Zugmaschine mitzuführen und gilt auch dann für die Fahrzeugkombination, wenn der Anhänger oder Sattel-
anhänger nicht auf den Namen des Inhabers der Genehmigung zugelassen oder zum Bet rieb freigegeben ist 
bzw. in einem anderen Mitgliedstaat oder einem anderen Staat der Europäischen Konferenz der Verkehrsmi-
nister oder zum Betrieb freigegeben ist. 

Sie ist im Fahrzeug mitzuführen. 

Die Genehmigung ist den zuständigen Kontrollbeamten auf Verlangen vorzuzeigen. 

Der Inhaber der Genehmigung ist verpflichtet, im Hoheitsgebiet jedes Mitgliedstaats die do rt  geltenden 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, insbesondere auf dem Gebiet des Beförderungswesens und Straßenver-
kehrs, einzuhalten. 

Die Genehmigung ist binnen 15 Tagen nach Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer an die zuständige Behörde oder 
Stelle, die sie erteilt hat, zurückzusenden. 

4) Unter „Fahrzeug" ist ein Einzelfahrzeug oder eine Fahrzeugkombination zu verstehen. 
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(c) und (d) 
(Dritte, vierte und fünfte Seite der Genehmigung) 

Übersetzung des auf Seite (b) abgedruckten Wortlauts in die anderen Amtssprachen der 
Gemeinschaft 

(e) und (f) 
(Sechste, siebte und achte Seite der Genehmigung) 

Übersetzung des auf Seite (a) abgedruckten Wortlauts in die anderen Amtssprachen der 
Gemeinschaft 
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Fiche financiere relative à une proposition de Règlement du Conseil concernant l'accès au 
marché des transports de marchandises par route entre Etats membres 

1. Ligne budgétaire concernée 

Article 584: 

Observation et fonctionnement des marchés des 
transports de marchandises. 

2. Référence 

Traité CEE — Article 75: 

Règlement (CEE) n° 3164/76 du Conseil du 
16 décembre 1976 relatif au contingent commu-
nautaire pour les transports de marchandises 
par route effectués entre Etats membres (J. O. 
n° L 357 du 29. 12. 1976, page 1), modifié en 
dernier lieu par le Règlement (CEE) n° 3677/85 
(J. O. no L 354 du 30. 12. 1985, page 46). 

Communication de la Commission au Conseil 
concernant le progrès vers une politique com-
mune des transports — Transports terrestres — 
Doc. COM (83) 58 final du 9 février 1983; en 
particulier les paragraphes 3.3.1., 5.3.2. et 
5.3.7. 

Communication de la Commission au Conseil 
— Transports routiers intracommunautaires — 
Doc. COM (85) 742 final du 23 décembre 
1985. 

Conclusions du Conseil concernant les trans-
ports routiers intracommunautaires de mar-
chandises (session du 30 juin 1986). 

3. Description de l'action: objectifs, personnes 
concernées, autres. 

3.1. Objectifs de l'action 

3.1.1. Objectifs généraux 

Cette action s'inscrit dans le cadre des mesures 
transitoires à mettre en place pour arriver à l'or-
ganisation définitive du marché intracommu-
nautaire des transports routiers de marchandi-
ses devant être instauré en 1992 et vise la réali-
sation d'un marché libre des transports, confor-
mément aux conclusions du Conseil européen 
des 28 et 29 juin 1985, aux Résolutions du Con-
seil des Transports des 14 novembre 1985 et 
30 juin 1986 et à la mise en oeuvre du Livre 
blanc de la Commission sur l'achèvement du 
marché intérieur. 

3.1.2. Objectifs plus spécifiques 

L'action prévoit, en particulier, la récolte et l'ex-
ploitation des données statistiques devant servir 
à établir l'utilisation qui est faite des autorisa-
tions communautaires attribuées aux Etats 
membres dans le cadre du Règlement dont le 
n° 3164/76 ou du Règlement dont le texte au-
quel la présente fiche est annexée cons titute la 
proposition. 

3.2. Personnes concernées à l'extérieur des institu-
tions 

Les pouvoirs publics et les transporteurs routiers 
internationaux. 

3.3. Autres éléments descriptifs essentiels non repris 
ailleurs 

L'utilisation des autorisations communautaires 
de la part des transporteurs des Etats membres 
représente un des paramètres fixés par le Con-
seil pour la répartition du contingent commu-
nautaire. 

4. Justification de l'action 

4.1. Justification du type d'action proposée 

Aucune autre action n'est envisageable eu 
égard au but à atteindre. En effet, l'utilisation 
des autorisations communautaires ne peut être 
mesurée qu'au moyen d'une récolte de statisti-
ques appropriées dans chaque Etat membre et 
de leur exploitation. 

4.2. Explication de l'intérêt d'une action au niveau 
communautaire 

La récolte des statistiques relatives aux contin-
gents communautaires permet la fixation des 
quotas communautaires soit entre les Etats 
membres, soit entre les transporteurs rouliers 
d'un Etat membre. 

5. Incidence financière de l'action sur les crédits 
d'interventions 

5.1. Il s'agit d'une action à durée limitée de cinq 
années. Les coûts totaux sont estimés à 
3 250 000 ECU. 

5.2. Le coût de cette action est entièrement pris en 
charge par le budget de la Communauté. 
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5.3. Echéance quinquennale des crédits nécessai-
res 

5.3.1. Crédits d'engagement et crédits de paiement si 
la distinction existe ou doit être envisagée: 

Néant. 

5.3.2. Crédits non dissociés 

Besoin de crédits (non dissociés) en ECU: 

1986 1987 1988 1989 1990 1991 

350 000 " 450 000 550 000 650 000 750 000 850 000 

couvert par l'article 586 en 1986 

5.4. Mode de calcul 

Les crédits demandés se basent, d'une part, sur 
les dépenses constatées en 1986 (350.000 écus) 
et, d'autre part, sur la précision d'augmentation 
des autorisations et de l'évolution des méthodes 
d'échantillonnage. 

Justification 

Les coûts de l'action correspondent au rembour-
sement, par la Communauté, des frais d'explo-
itation des autorités compétentes des Etats 
membres des statistiques du contingent commu-
nautaire. 

Sur la base du Règlement n° 3164/76, où la 
Communauté a supporté les coûts de l'action à 
100 %, ces coûts sont estimés à 350.000 ECU en 
1986. 

Compte tenu de l'adaptation des contingents 
communautaires décidée par le Conseil, le nom-
bre des autorisations augmentera, pour une pé-

riode de cinq ans, d'un pourcentage annuel de 
40 % (pourcentage cumulatif). Les coûts de l'ac-
tion pour les années 1987 à 1991 sont estimés sur 
base d'une réduction progressive de l'échantil-
lonnage et d'un taux d'inflation estimé à 6,5 
par an. 

6. Incidence financière sur les crédits de person-
nel et de fonctionnement courant (pour les ac-
tions nouvelles) 

Il ne s'agit pas d'une proposition d'action nou-
velle. 

7. Financement des dépenses d'interventions 

Crédits à inscrire au budget. 

8. Incidence éventuelle sur les ressources 

Néant. 

9. Régime de contrôle prévu 

Le contrôle de l'action concernant les statisti-
ques du contingent communautaire s'exerce par 
la transmission de celles-ci par les Etats mem-
bres au moyen du modèle indiqué à l'annexe au 
Règlement (CEE) n° 3024/77, modifié par l'an-
nexe au Règlement (CEE) n° 3677/85. L'analyse 
établie sur la base de ces statistiques est com-
muniquée par la Commission aux Etats mem-
bres une fois par an conformément à l'article 4, 
alinéa 4 du Règlement n° 3164/76. 
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Begründung 

I. Einleitung 

1. Aufgrund des Urteils des Gerichtshofs in der 
Rechtssache Nr. 13/83 vom 22. Mai 1985 1 ) und des 
Weißbuches der Kommission über die Vollendung 
des Binnenmarktes 2), das vom Europäischen Rat 
der Staats- und Regierungschefs vom 28. und 
29. Juni 1985 befürwortet wurde, stimmte der Rat 
der Verkehrsminister auf seiner Tagung vom 
14. November 1985 folgenden Leitlinien für den 
grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr zu: 

— Schaffung eines freien Verkehrsmarktes ohne 
mengenmäßige Beschränkungen bis spätestens 
1992; 

— schrittweise nichtdiskriminierende Anpassung 
der bilateralen Kontingente während der Über-
gangszeit und gleichzei tige Weiterentwicklung 
des Gemeinschaftskontingents; 

— Beseitigung der Wettbewerbsverzerrungen 
während der Übergangszeit. 

2. Außerdem hat der Rat der Verkehrsminister auf 
seiner Tagung vom 30. Juni 1986 diese Leitlinie 
bekräftigt und zum zweiten der obigen Gedanken-
striche Schlußfolgerungen gefaßt, die insbeson-
dere darauf abzielen, 

— das System der bilateralen Genehmigungen mit 
bestimmten Kriterien für seine Anwendung bei-
zubehalten, 

— die jährliche Aufstockung des Gemeinschafts-
kontingents ab 1. Januar 1987 von 15 auf 
40 %, 

— einen möglichst flexiblen Übergang zur endgül

-

tigen Marktordnung ab 1992 sicherzustellen. 

3. Dieser Vorschlag zielt auf die Schaffung einer dem 
Urteil des Gerichtshofs und dem Vertrag entspre-
chenden Marktordnung für den Güterkraftverkehr 
zwischen Mitgliedstaaten ab. Diese Marktordnung 
ist eine der Säulen der künftigen Ordnung dieses 
Verkehrs. Eine weitere, nicht minder wichtige 
Säule ist die Besei tigung der Wettbewerbsverzer-
rungen zwischen den Unternehmen der verschie-
denen Mitgliedstaaten. 

— Im Hinblick auf die Harmonisierung der Sozial-
vorschriften besteht die vorrangige Aufgabe der 
Zukunft darin, für eine Überwachung und wirk-
same Ahndung von Zuwiderhandlungen gegen 
die revidierte Ordnung, die am 29. September 
1986 in Kraft getreten ist, zu sorgen; 

— bei der Harmonisierung der Gewichte und Ab-
messungen haben die Entscheidungen des Ra-
tes vom 30. Juni 1986 eine zwar nicht vollkom- 

1) ABl. Nr. C 144 vom 13. Juni 1985. 
2) KOM[85] 310 endg.  

mene, aber doch bef riedigende Lösung ge-
bracht; 

— die Kommission prüft die Fragen der Besteue-
rung und der Wegeabgeltung. 

II. Allgemeine Überlegungen 

A. Ordnung des Verkehrs während des Übergangs-
zeitraums von 1987 bis 1991 

4. Während dieses Zeitraums sind die erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen, die für eine reibungslose 
Marktordnung unerläßlich sind und darauf abzie-
len, 

— dem Rat die Möglichkeit zu bieten, innerhalb 
der angemessenen Frist, die der Gerichtshof in 
seinem vorgenannten Urteil (Rechtssa-
che 13/83) festgelegt hat, durch die Einführung 
der Dienstleistungsfreiheit im Güterkraftver-
kehr seinen Verpflichtungen nachzukommen; 

— dem Güterkraftverkehr die Möglichkeit zu bie-
ten, sich an diese neue Marktordnung ohne 
wirtschaftlich oder sozial nachteilige Auswir-
kungen anzupassen; der Güterkraftverkehr 
könnte dadurch die neuen Bedingungen gleich 
nach deren Inkrafttreten im Jahre 1992 op timal 
nutzen; 

— 1992 den Übergang zu einem innergemein-
schaftlichen Verkehrsmarkt ohne mengenmä-
ßige Beschränkungen auf progressive Weise im 
Einklang mit den Grundsätzen des Weißbuchs 
der Kommission über die Verwirklichung des 
Binnenmarktes sicherzustellen, die der Euro-
päische Rat der Staats- und Regierungschefs 
vom 28. und 29. Juni 1985 in Mailand befürwor-
tet und der Rat der Verkehrsminister am 14. No-
vember 1985 und 30. Juni 1986 bestätigt hat. 

5. Um diese Ziele zu verwirklichen, müssen mit den 
zu treffenden Bestimmungen auch an der Ordnung 
dieses Verkehrs die erforderlichen Änderungen 
allmählich und schrittweise vorgenommen wer-
den, um den Markt nicht zu stören und zugleich 
dem Verkehrsgewerbe und der Indust rie das Ver-
trauen zu geben, damit sie ihre Geschäftstätigkeit 
fortsetzen und weiterhin investieren. 

6. Wie bereits in der Mitteilung der Kommission an 
 den Rat vom 23. Dezember 1985 über den innerge-

meinschaftlichen Güterverkehr 3) erwähnt, ist die 
Kommission der Ansicht, daß die schrittweise (zeit-
lich in zwei Phasen gestaffelte) Umwandlung der 
bilateralen Genehmigungen in Gemeinschaftsge-
nehmigungen die geeignetste Lösung zur Errei-
chung dieser Ziele ist. 

3 ) KOM(85) 742 endg. 
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Das Ziel bestand darin, die — dem Urteil des Ge-
richtshofs nicht entsprechenden — bilateralen 
Kontingente möglichst rasch durch ein Gemein-
schaftssystem zu ersetzen. In den letzten Beratun-
gen zeigte der Rat der Verkehrsminister, daß er der 
Beibehaltung der bilateralen Kontingente bis 1991 
und einer sehr starken Aufstockung des Gemein-
schaftskontingents den Vorzug gibt, das letzten 
Endes aufgrund der zugelassenen Kapazität dafür 
sorgen soll, daß die bilateralen Kontingente nur 
noch eine unbedeutende Rolle spielen werden. 

Der Rat hat nach seiner Leitlinie vom 14. November 
1985 für die „gleichzeitige Entwicklung des Ge-
meinschaftskontingents" auf seiner Tagung vom 
30. Juni 1986 politische Schlußfolgerungen be-
schlossen, die unter anderem darauf abzielen, die 
jährliche Aufstockung des Gemeinschaftskontin-
gents von 15 % auf 40 % heraufzusetzen. Er hat 
ferner beschlossen, daß das während des Über-
gangszeitraums angewendete System der bilatera-
len Kontingente den Erfordernissen des Handels-
austauschs und der Verkehre zwischen den Mit-
gliedstaaten einschließlich der gesamten Erf order-
nisse im Transit durch alle Mitgliedstaaten entspre-
chen muß. Auf dieser Tagung forderte er die Kom-
mission auf, ihm einen Vorschlag zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 3164/76 zur jährlichen Auf-
stockung des Gemeinschaftskontingents um 40 % 
zu unterbreiten. 

Die Kommission schlägt daher vor, das Gemein-
schaftskontingent ab 1. Januar 1987 jährlich um 
40 % aufzustocken. 

Dabei ist die Kommission angesichts einer so star-
ken Aufstockung der zulässigen Kapazität der An-
sicht, daß mehr denn je für Krisensituationen vor-
zusorgen ist. Daher muß die Zuweisung der Ge-
nehmigungen an die Mitgliedstaaten auf Kriterien 
beruhen, die den tatsächlichen Bedarf jedes Mit-
gliedstaates bestmöglich widerspiegeln. 

7. Krisenklausel 

Aufgrund der folgenden Argumente für die Einfüh-
rung von qualitativen Kriterien ist ein gemein-
schaftliches Krisenmanagement (Krisenklausel) 
eingeführt worden, um schweren und möglicher-
weise anhaltenden Marktstörungen (K rise) im Gü-
terkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten ent-
gegenzuwirken. Dieses Krisenmanagement soll 
bestimmte Korrekturmaßnahmen ermöglichen, 
wenn mit einem gemeinschaftlichen Entschei-
dungsverfahren Marktstörungen festgestellt wer-
den. 

8. Qualitative Kriterien 

Angesichts der politischen Schlußfolgerungen des 
Rates vom 30. Juni 1986, die darauf abzielen, so-
wohl die bilateralen Kontingente beizubehalten als 
auch das Gemeinschaftskontingent erheblich (um 
jährlich 40 %) aufzustocken, sind in die Marktord-
nung des Güterkraftverkehrs zwischen den Mit-
gliedstaaten qualitative Kriterien für den Zugang 
zu diesem Markt einzuführen. 

Diese Kriterien sollen dafür sorgen, daß 

— die Verkehrsunternehmer alle erforderlichen 
Voraussetzungen der persönlichen Zuverlässig-
keit, der finanziellen Leistungsfähigkeit und 
der fachlichen Eignung zur ordnungsgemäßen 
Führung eines Verkehrsunternehmens erfüllen 
und 

— die betreffenden Verkehre nur von Verkehrsun-
ternehmern durchgeführt werden können, wel-
che die bestehenden Vorschriften, insbeson-
dere die Sozialvorschriften (Lenk- und Ruhezei-
ten) und die Vorschriften für die Sicherheit im 
Straßenverkehr und den Umweltschutz, einhal-
ten. 

B. Freier Verkehrsmarkt ohne mengenmäßige Be-
schränkungen (ab 1. Januar 1992) 

9. Das Konzept eines Verkehrsmarktes ohne men-
genmäßige Beschränkungen, das bereits im Vor-
schlag der Kommission an den Rat vom 15. Juni 
1983 4) (KOM[83] 340 endg.) enthalten war, ist vom 
Rat auf seinen Tagungen vom 14. November 1985 
und 30. Juni 1986 angenommen worden. Dieser 
Vorschlag wird durch den vorliegenden Vorschlag, 
in den das vorgenannte Konzept übernommen und 
durch Maßnahmen für eine reibungslose Ordnung 
des Güterkraftverkehrs zwischen den Mitglied-
staaten ergänzt worden ist, ersetzt. 

Die Marktordnung, die ab 1. Januar 1992 einge-
führt werden soll, beruht unter anderem 

— auf qualitativen Kriterien, die von den Ver-
kehrsunternehmern als Voraussetzung für die 
Zulassung zum Güterkraftverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten erfüllt werden müssen, 

— auf der Beibehaltung und Weiterentwicklung 
der gemeinschaftlichen Regeln, um Störungen 
auf dem Verkehrsmarkt entgegenzuwirken 
(vgl. Ziffer 7), 

— auf einem unverfälschten Wettbewerbssystem. 

Es sei darauf hingewiesen, daß die Bestimmungen 
der Endstufe in allen Mitgliedstaaten nur dann tat-
sächlich in Kraft treten, wenn bis dahin die Pro-
bleme des Durchgangsverkehrs durch Drittländer 
gelöst worden sind. Daher leitet die Kommission 
heute schon ein entsprechendes Vorgehen ein. 

III. Besondere Erwägungen 

Artikel 1 

In Artikel 1 wird der Geltungsbereich der Verordnung 
festgelegt. In Absatz 2 wird berücksichtigt, daß die 
gegenwärtig geltenden Regelungen ohne mengen-
mäßige Beschränkungen in der Übergangszeit für Be-
förderungen von Umzugsgut, den kombinierten Ver-
kehr und Beförderungen im Sinne der ersten Regelun-
gen möglichst weitgehend durch die einheitlichen Be-
stimmungen dieser Verordnung ersetzt werden. 

4 ) ABl. Nr. C 179 vom 6. Juli 1983, S. 6. 



Drucksache 11/1196 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Artikel 2 

Absatz 1 

In diesem Absatz wird für 1987 die Zahl der jedem 
Mitgliedstaat zugewiesenen Gemeinschaftsgenehmi-
gungen festgesetzt, die wie folgt errechnet wird: 

— Aufstockung des Gemeinschaftskontingents um 
40 % gegenüber dem Kontingent für 1986, 

— Berücksichtigung einer Korrektur der Aufteilung 
des Gemeinschaftskontingents bei einigen Mit-
gliedstaaten entsprechend den ins Protokoll der 
Ratstagung vom 20. Dezember 1985 5) aufgenom-
menen Erklärungen bei der Annahme der Verord-
nung (EWG) Nr. 3677/85 6) des Rates vom 20. De-
zember 1985 zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 3164/76 7) und 

— unter Berücksichtigung der neuesten Zahlenanga-
ben. 

Absatz 2 

Darin wird der Grundsatz aufgestellt, daß das Ge-
meinschaftskontingent 1988, 1989, 1990 und 1991 ge-
genüber dem Kontingent des Vorjahres jeweils um 
40 % aufgestockt wird. 

Absatz 3 

Er enthält die Grundsätze, nach denen die sich aus der 
Aufstockung des Kontingents ergebenden Gemein-
schaftsgenehmigungen auf die Mitgliedstaaten ver-
teilt werden. Diese Grundsätze sind dieselben wie in 
der gegenwärtig geltenden Verordnung (EWG) 
Nr. 3164/76 (50 % auf linearer Grundlage und 50 % 
unter Berücksichtigung der Ausnutzung der Gemein-
schaftsgenehmigungen). Es ist wichtig, daß die Ver-
teilung dieser Genehmigungen auf die Mitgliedstaa-
ten von der Ausnutzung der Genehmigungen durch 
die Verkehrsunternehmer abhängt. Dadurch können 
die Genehmigungen nach dem Bedarf verteilt wer-
den. Ein Mitgliedstaat, dessen Verkehrsunternehmer 
die Gemeinschaftsgenehmigungen in starkem (gerin-
gem) Maße ausgenutzt haben, enthält im darauffol-
genden Jahr mehr (weniger) Genehmigungen, als er 
dann erhielte, wenn seine Verkehrsunternehmer sie 
durchschnittlich ausgenutzt hätten. In der Berech-
nungsweise wird also eine automatische Korrektur 
eingebaut. 

Wie vorstehend in Absatz 1 erwähnt, werden bei der 
Aufteilung für 1987 die ins Protokoll der Ratstagung 
vom 20. Dezember 1985 aufgenommenen Erklärun-
gen bei der Annahme der Verordnung (EWG) 
Nr. 3677/85 berücksichtigt. 

5) Dok. 11338/85 TRANS 213 und 10626/85 TRANS 191 + 
Cor. 1. 

6) ABl.  Nr. L 354 vom 30. Dezember 1985, S. 46. 
7) ABl. Nr. L 357 vom 29. Dezember 1976, S. 1.  

Absätze 4 und 5 

Diese Absätze enthalten Verfahrensvorschriften. 

Artikel 3 

Die Merkmale der Gemeinschaftsgenehmigungen 
haben sich gegenüber der gegenwärtig geltenden 
Verordnung (EWG) Nr. 3164/76 im großen und gan-
zen nicht geändert. 

Auf eine Änderung ist jedoch hinzuweisen: Die jähr-
lichen Genehmigungen können bis zu 30 % in Geneh-
migungen mit kurzer Geltungsdauer von 30 Tagen 
umgewandelt werden. Dies dürfte eine effiziente und 
gerechte Verteilung auf alle Verkehrsunternehmer, 
die Anspruch auf Verkehrsgenehmigungen haben, 
ermöglichen. 

Artikel 4 

Um festzustellen, inwieweit die Gemeinschaftsgeneh-
migungen ausgenutzt werden, übernimmt dieser Arti-
kel aus der gegenwärtig geltenden Verordnung 
(EWG) Nr. 3164/76 einmal die Verpflichtung der Ver-
kehrsunternehmer, die im Rahmen einer Gemein-
schaftsgenehmigung fallenden Beförderungen in ein 
Fahrtenberichtheft einzutragen, und zum anderen die 
Vorschriften über die Zusammenstellung und Verar-
beitung der erfaßten Daten. 

Artikel 5 

Die Krisenklausel gilt ab 1. Januar 1987 und soll be-
reits in der Übergangszeit dafür sorgen, daß eine 
Marktstörung überwunden werden kann. 

Absatz 1 

In diesem Absatz werden Maßnahmen dargelegt, die 
im Krisenfall  durchgeführt werden können und mit 
denen eine Erhöhung der Kapazität des Güterkraft-
verkehrs in Grenzen gehalten werden kann. 

Absatz 2 

Dieser Absatz enthält die zusätzlichen Maßnahmen, 
die getroffen werden können, wenn lediglich im Ho-
heitsgebiet eines Mitgliedstaates eine Krise ent-
steht. 

Absatz 3 

In diesem Absatz wird der Begriff „Krise" definiert. 

Absatz 4 

In diesem Absatz wird das Gemeinschaftsrecht festge-
legt, in dessen Rahmen die Kommission die zur Behe-
bung der Krise erforderlichen Entscheidungen trifft. 
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Artikel 6 

Er legt fest, daß die qualitativen Kriterien, die in der 
Endstufe an die Stelle der mengenmäßigen Beschrän-
kungen für den Zugang zum Verkehrsmarkt treten 
sollen, vom 1. Januar 1987 an eingeführt werden. 

Artikel 7 

Dieser Artikel enthält den Hinweis, daß die Endphase 
am 1. Januar 1992 anläuft. 

Artikel 8 

Nach diesem Artikel ist der grenzüberschreitende 
Güterkraftverkehr in der Gemeinschaft genehmi-
gungspflichtig, kann jedoch nicht kontingentiert wer-
den. 

Artikel 9 

In diesem Artikel werden die Merkmale der Geneh-
migungen in der Endstufe festgelegt. Auch bietet die-
ser Artikel den Verkehrsunternehmern die Möglich-
keit, Kopien der Genehmigung zu beantragen. Dies ist 
erforderlich, damit die Krisenklausel in der Endstufe 
angewandt werden kann (siehe Artikel 15). 

Artikel 10 

In diesem Artikel werden die qualitativen Kriterien für 
den Zugang zum Güterkraftverkehrsmarkt festge-
legt. 

Artikel 11 

Gegenstand dieses Artikels sind die Gültigkeitsdauer 
(drei Jahre) und die Verlängerungen der Genehmi-
gung. 

Artikel 12 

Damit die Krisenklausel ordnungsgemäß angewandt 
werden kann (siehe Artikel 15), ist es unerläßlich, daß 
die Verkehrsunternehmer die Angaben über die Zahl 
der im grenzüberschreitenden Verkehr benutzten 
Fahrzeuge, ihr amtliches Kennzeichen und ihre Nutz-
last übermitteln und daß die zuständigen Behörden 
ein Verzeichnis dieser Fahrzeuge erstellen. 

Artikel 13 

In diesem Artikel werden die Gründe dargelegt, aus 
denen die Genehmigung entzogen werden kann. 

Artikel 14 

Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die Kommission 
über die Zahl der erteilten Genehmigungen zu unter-
richten, damit diese im Krisenfall in Kenntnis der 
Sachlage entscheiden kann. 

Artikel 15 

Hierbei handelt es sich um die Krisenklausel in der 
Endstufe. 

Absatz 1 

In diesem Absatz werden die Maßnahmen dargelegt, 
die im Krisenfall durchgeführt werden können und 
mit denen eine Erhöhung der Kapazität des Güter-
kraftverkehrs in Grenzen gehalten oder diese einge-
froren werden soll. 

Absatz 2 

Dieser Absatz enthält die zusätzlichen Maßnahmen, 
die getroffen werden können, wenn lediglich im Ho-
heitsgebiet eines Mitgliedstaates eine Krise auftritt. 

Artikel 16 

In diesem Artikel handelt es sich um die Überwa-
chungsmaßnahmen und die Ahndung von Zuwider-
handlungen. 

Artikel 17 

Es ist unerläßlich, für folgende Beförderungen be-
stimmte spezifische Regelungen beizubehalten, die in 
dieser Verordnung nicht genannt werden: 

— Beförderungen von Umzugsgut, da die Genehmi-
gungen für diese Beförderungen auch in den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Konferenz der Ver-
kehrsminister (EKVM) verwendet werden kön-
nen; 

— Beförderungen im kombinierten Güterverkehr, 
ausgenommen Artikel 2 und 4 der Richtli-
nie 75/130/EWG, da in der Endstufe auch die Be-
förderungen im kombinierten Verkehr den nicht-
kontingentierten Genehmigungen im Sinne von 
Artikel 5 unterliegen werden. Gegebenenfalls 
wird die Kommission neue Vorschläge zur Förde-
rung des kombinierten Verkehrs ausarbeiten; 

— die in Anhang I der ersten Richtlinie genannten 
Beförderungen, da diese nicht Gegenstand der 
vorliegenden Verordnung sind. 

Artikel 18 und 19 

Keine Bemerkungen. 
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Bericht des Abgeordneten Daubertshäuser 

Die in der Anlage wiedergegebene EG-Vorlage 
wurde durch Drucksache 11/138 Nr. 3.146 vom 
3. April 1987 dem Verkehrsausschuß zur Beratung 
überwiesen, der die Vorlage in seinen Sitzungen am 
14. Oktober und 11. November 1987 behandelt hat. 

I. Ziele und Inhalt der Vorlage 

Durch den Verordnungsvorschlag soll dem Urteil des 
Europäischen Gerichtshofes vom 22. Mai 1985 Rech-
nung getragen und die Dienstleistungsfreiheit im 
grenzüberschreitenden gewerblichen Straßengüter-
verkehr innerhalb der Gemeinschaft hergestellt wer-
den. Im einzelnen enthält der Verordnungsvorschlag 
folgende Regelungen: 

1. Automatische Aufstockung des Gemeinschafts-
kontingentes für den grenzüberschreitenden Gü-
terkraftverkehr jährlich kumulativ um 40 v. H., 

2. Ermächtigung für die Kommission, eine zusätzliche 
Erhöhung des Gemeinschaftskontingentes zu be-
schließen, 

3. persönliche Erfordernisse für die Erteilung von Ge-
nehmigungen für den grenzüberschreitenden Gü-
terkraftverkehr an Verkehrsunternehmer, 

4. die Definition von Marktstörungen und Vorschrif-
ten über ihre Behebung, 

5. Aufhebung der bilateralen Kontingente und des 
Gemeinschaftskontingentes ab 1992, jedoch Bei-
behaltung der Genehmigungspflicht. 

II. Verlauf der Ausschußberatungen 

Die Fraktionen im Verkehrsausschuß waren sich einig 
in der Ablehnung des vorliegenden Verordnungsvor-
schlages, weil es an einer Verknüpfung von Liberali-
sierungsschritten im grenzüberschreitenden Güter-
kraftverkehr mit konkreten Maßnahmen zur Harmo-
nisierung der Wettbewerbsbedingungen innerhalb 
der Gemeinschaft fehle. 

Die Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion und der FDP

-

Fraktion schlagen einen Entschließungstext vor, in 
dem der Zusammenhang zwischen Liberalisierung 
der Verkehrsmarktordnung und Harmonisierung der 
Wettbewerbsbedingungen nochmals deutlich heraus-
gestellt wird. Über die Aufstockung des Gemein

-

schaftskontingentes soll von Jahr zu Jahr besonders 
und im Gleichklang mit konkreten Fortschritten zur 
Harmonisierung der Wettbewerbsbedingungen ent-
schieden werden. Die EG-Kommission sei gehalten, 
den Harmonisierungsbedarf bis zum Ende dieses Jah-
res im einzelnen festzustellen. Daraus müßten dann in 
der Folgezeit die notwendigen Konsequenzen gezo-
gen werden. Wenn mengenmäßige Begrenzungen im 
grenzüberschreitenden Verkehr entfielen, müßten die 
qualitativen Anforderungen an die Verkehrsunter-
nehmer erhöht werden, um einen ruinösen Wettbe-
werb zu verhindern. 

Die Mitglieder der SPD-Fraktion haben dem Ent-
schließungsantrag nicht zugestimmt und einen eige-
nen Antrag vorgelegt, der jedoch keine Mehrheit im 
Ausschuß gefunden hat. In dem Entschließungsantrag 
der SPD-Fraktion wird insbesondere gefordert: 

— Harmonisierung der Wegekostendeckungsgrade 
der einzelnen Verkehrsträger na tional und auch 
europäisch mit dem langfristigen Ziel einer Vollko-
stendeckung, 

— Preisgestaltung der Verkehrsträger unter Berück-
sichtigung von Verkehrssicherheit und Umwelt-
freundlichkeit, 

— Stärkung der mittelständischen Struktur der 
Transportwirtschaft, 

— Verhinderung struktureller Überkapazitäten, Bei-
behaltung von Kapazitätsregelungen, 

— angemessene Beteiligung deutscher Verkehrsun-
ternehmer am europäischen Transportaufkom-
men, 

— vernünftige Arbeitsteilung zwischen den Ver-
kehrsträgern Schiene, Straße, Wasserstraße und 
Luftfahrt nach volkswirtschaftlich sinnvollen Krite-
rien. 

Besonders die zuletzt genannte Forderung stieß auf 
den Widerstand der CDU/CSU-Fraktion und der FDP

-

Fraktion, die an der freien Wahl der Verkehrsträger 
auch in Zukunft uneingeschränkt festhalten wollen. 
Sie lehnen jede Art  von Verkehrslenkung nachdrück-
lich ab. 

Der Verkehrsausschuß empfiehlt mit Stimmenmehr-
heit die Verabschiedung einer Entschließung mit dem 
Ziele einer Ablehnung der EG-Vorlage in ihrer ge-
genwärtigen Fassung. 

Bonn, den 11. November 1987 

Daubertshäuser 

Berichterstatter 


